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Liebe Leserinnen  
und Leser,

die Vision der Grünen 

von 1998, dass der Ben-

zinpreis auf fünf DM pro 

Liter steigt, ist fast Reali-

tät. Der Ukraine-Krieg 

und die CO2-Steuer  

lassen den Benzinpreis 

durch die Decke gehen. 

Aber auch das Gas für 

Heizung und Warm-

wasser droht zu einem  

Luxusgut zu werden. Wir 

zeigen Ihnen, wie Sie re-

agieren können. Beteili-

gen Sie das Finanzamt 

an Ihren Energiekosten. 

Machen Sie sich vom 

Gaspreis unabhängig 

und tauschen Sie Ihre 

Heizung. Der Staat gibt 

ordentlich Geld dazu.
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Bevor es 
dicke 
kommt
Sie sichern Häuser gegen Feuer, Sturm und Hagel ab: 
Wohngebäudeversicherungen. Doch auch sie geraten  
an Grenzen. Elementargefahren kosten extra

A 
ls in der Nacht vom 14. auf den 
15. Juli 2021 in wenigen Stun-
den mehr als 100 Liter Regen 
pro Quadratmeter fielen, wur-

de der Landkreis Ahrweiler schwer getrof-
fen: Die Ahr trat über die Ufer, Wasser-
massen verschlangen, was im Weg lag. 
Die Flut riss mehr als 467 Gebäude mit 
sich, davon mindestens 192 Wohnhäuser. 
Von 4 200 Gebäuden entlang der Ahr 
 wurden mehr als 3 000, über 70 Prozent, 
beschädigt. 

Unterschiede Solche Gebäudeschä-
den führen in der Regel zu sehr hohen 
Schadenssummen und langen Sanie-
rungszeiten. Probleme stellen sich meist 
erst im Schadensfall heraus: Ist man 
 richtig und ausreichend versichert?

Immer höhere Kosten für 
Schutz der Gebäude
Gebäudeversicherungen wurden in den 
letzten zehn Jahren immer teurer, weil es 
hohe Verluste gab, auch für große und 
 bekannte Versicherer. Dementsprechend 
haben sich die Preise für die Kunden mit-
unter vervielfacht. Auch in den nächsten 
Jahren muss mit weiteren Prämiensteige-
rungen gerechnet werden: Zum einen 
steigt der Wert der Häuser, zum anderen 
die Baukosten, was wiederum die In-
standsetzung verteuert. Das wird sich 
auch in der künftigen Prämienentwick-
lung zeigen. 

Zusatz Neben der Gebäudeversiche-
rung können Glas-, Solar- und besonders 
spezielle Photovoltaikversicherungen 
wichtig sein. Haus- und Grundbesit-
zerhaftpflicht sind dagegen meist in der 
 Privathaftpflicht enthalten. 

Anders ist es, wenn das Objekt vermie-
tet oder ein Ferienhaus ist. Vorsicht: Für 
Wochenendgrundstücke gibt es besonde-
re Gebäudeversicherungstarife. Je nach 
Anbieter benötigt man eventuell auch 
eine eigene Haus- und Grundbesitzer-
haftpflicht, da diese nicht immer in der 
Privathaftpflicht enthalten ist. In neueren 
Haftpflichttarifen ist meist auch eine Ge-
wässerschaden- (Öltank) und Umweltver-
sicherung enthalten. Hier lohnt ein Blick 
ins Kleingedruckte: Bei Öltanks könnte 
es zu Problemen führen, wenn die Tank-
größe nur begrenzt mitversichert ist. 

Eine Hausratversicherung sollte Mö-
bel, Geräte und Ausstattung auch auf dem 
Grundstück absichern, eine Elementar-
versicherung gleichzeitig Gebäude und 
Hausrat. Da es nicht immer leicht ist, im 
häuslichen Schadensfall schnell den rich-
tigen Ansprechpartner zu finden, und Ab-
grenzungsprobleme zwischen Wohnge-
bäude- und Hausratversicherungen zum 
Ärgernis werden können, macht es Sinn, 
Hausrat- und Gebäudeversicherung bei 
einem Anbieter abzuschließen.

Schutz der Photovoltaik 
wird immer wichtiger
Oft sind Photovoltaikanlagen nur bedingt 
gut versichert. Da das Thema an Fahrt 

 gewinnt, sind auch genau definierte An-
forderungen an die Absicherung immens 
wichtig. 

Es gibt bereits spezielle Einzelversiche-
rungen für dieses Risiko, das muss somit 
nicht mit der Gebäudeversicherung zusam-
men abgeschlossen werden. Tipp: Hier sind 
nicht nur die Module gegen Sturm, Hagel 
oder Schneedruck zu versichern, sondern 
auch die gesamte Anlage gegen Kurzschlüs-
se, Blitzeinwirkungen und Brand. 

Vorsicht, Strom! Neben den Modulen 
sind beispielsweise auch nicht zu ver-
gessen die Energie-/Stromspeicher, 
Wechselrichter, Wärmepumpenanlage 
mit Wärmepumpeneinheit, Solarther-
mie anlage mit Kollektoren oder die Lade-
stationen fürs E-Auto. Wenn für den 

Flutwellen Elementar­
gefahren wie Erdbeben 
oder Überschwemmungen, 
so wie im Sommer 2021  
im Ahrtal oder wie auf 
dem Foto im Landkreis 
Calw, müssen separat  
versichert werden
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Strom Lieferverträge mit Energiekonzer­
nen bestehen, könnte es aufgrund einer 
fehlenden Lieferung zu Schadensersatz­
ansprüchen kommen. Doch das decken 
sehr gute private Haftpflichtversicherun­
gen bereits ab. 

Nach der Gewährleistung Auch eine 
Wechselrichtergarantie, die im Anschluss 
an die gesetzliche Gewährleistung und et­
waige Herstellergarantien mitversichert 
werden sollte, kann sehr wichtig sein. Ge­
bäudeversicherungen bieten hier in der 
Regel nur einen Grundschutz. Besser sind 
Tarife mit einer Allgefahrendeckung.

Versicherung an den  
Ort anpassen
Neben den bekannten Risiken kann es je 
nach Ort wichtig sein, auch die Sturmflut 
abzusichern, zum Beispiel bei Gebäuden 
in Küstennähe. Auch Häuser mit Reetdä­
chern sind schwer versicherbar, hier bie­
ten regionale Versicherer oft gute Lösun­
gen. Übrigens: Nicht nur Schäden durch 
Schneedruck sollten versichert sein, son­
dern auch solche durch Schmelzwasser. 
Denn das kann nämlich zu Schäden füh­
ren, wenn unter dem Schnee Wasser 
durch die Decken gedrückt wird und an 
den Wänden runterläuft.

Klausel-Unterschiede Wasserschä­
den sind die häufigste Ursache für Aus­
zahlungen. Oft geht man allerdings auch 
leer aus, weil Elementarschadenereig­
nisse nicht genügend versichert sind. 
Wichtig ist, dass neben dem Leitungswas­
ser auch die Abflussrohre mitversichert 
sind, sowohl auf dem Grundstück als auch 
außerhalb, soweit man die Haftung da­
für trägt. Hier gibt es deutliche Klausel­ 
Unterschiede. Achten Sie in den Versiche­
rungsbedingungen darauf, dass Verstop­
fungen, Ortung und sogenannte Wurzel­
schäden versichert sind. Auch Gewerbe 
im Haus könnte zu Problemen führen und 
sollte unbedingt vorab mit dem Versiche­
rer geklärt werden. 

Fugenschäden Das BGH hat im Okto­
ber 2021 geurteilt (Az. IV ZR 236/20), 
dass kein Leitungswasserschaden vor­
liegt, wenn Wasser durch undichte oder 
fehlerhafte Silikonfugen in die Gebäu­
desubstanz eindringt. Das gilt auch für 
alle anderen Fugen, etwa ebenerdige 

Strom vom Dach  
Photovoltaikanlagen 

brauchen schon  
aufgrund ihrer  

exponierten Lage 
zusätzlichen Schutz
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Duschtassen, die in den letzten Jahren in 
vielen Häusern eingebaut wurden. Ob 
die alte Regulierungspraxis nach dem 
 Urteil beibehalten wird, ist nicht verläss­
lich. Vorteilhaft sind daher Deckungskon­
zepte mit Allgefahrendeckung oder einer 
»Fugenklausel« in den Bedingungen. 

Fallen drohen bei  
Blitzschlag
Wer denkt, dass bei einem Blitzschlag 
 alles abgesichert ist, kann böse Über­
raschungen erleben: Versicherer unter­
scheiden sehr genau, ob der Schaden 
durch einen Blitzschlag, eine direkte 
Blitz einwirkung, eine indirekte Blitzein­
wirkung oder durch einen sogenannten 
kalten Schlag entstanden ist. 

Da Versicherungsnehmer im Scha­
densfall in der Beweispflicht sind, er­
schweren unklare oder eingeschränkte 
Klauseln dies. Es könnte also entschei­
dend sein, ob beim Blitzeinschlag ein 
Schaden durch den unmittelbaren Über­
gang des Blitzes auf Gegenstände ent­
standen ist oder nicht.

Eingeschränkter Schutz Schadens­
regulierungen durch Blitzschlag sind ein­
geschränkt, wenn die Klausel beispiels­
weise lautet: »Blitzschlag ist der unmittel­
bare Übergang eines Blitzes auf Sachen.« 
Schäden durch Überspannung, Über­
strom und Kurzschluss sind dann nur ver­
sichert, wenn durch Blitzschlag Schäden 
am Gebäude oder an Sachen auf dem 
Grundstück entstanden sind. Einige Ta­
rife unterscheiden zwischen einem Blitz­
einschlag und Überspannungsschäden 
durch einen Blitz.

Als Schaden gelten in diesem Zusam­
menhang zum Beispiel auch Spuren eines 
Blitzschlags auf dem Grundstück, an dort 
montierten Antennen oder anderen Ge­
genständen, soweit die Bedingungen es 
so auslegen. 

Nachteilig könnte es werden, wenn 
es sich um Blitzschläge außerhalb des 
 ver sicherten Grundstücks handelt oder 
Blitze auf dem Grundstück einschlagen, 
aber keine versicherten Sachen getroffen 
werden. Es stellt sich also die Frage, ob 
»Blitzschlag« als unmittelbarer Über­
gang eines Blitzes auf Sachen definiert ist 
oder nicht.

Reetdächer Die beliebten Dächer 
werden oft nur von regionalen  
Anbietern versichert: Sie  
kennen die Risiken besser,  
kalkulieren anders

ALTVERTRÄGE KÜNDIGEN Wann Wechsel lohnt

Alte Ost-Verträge Häufig 
heißt es, dass Verträge aus 
DDR-Zeiten besonders gut 
seien. Doch der einzige 
Vorteil besteht oft darin, 
dass Elementar schäden 
automatisch mitversichert 
waren. Insgesamt sind die 
Bedingungen aber oft lü-
ckenhaft, haben erhebliche 
Summenbegrenzungen. 
Oft fehlt die Überprüfung 
des sogenannten Werts 
1914 anhand eines Wert-
ermittlungsbogens. Dadurch 
sind Prämien zwar sehr 
günstig, eventuelle Ent-
schädigungssummen de-
cken aber oft nur die Hälfte 
des Gebäudewerts ab. 

Regelmäßiger Check  
Auch auf dem Gebiet der 
ehemaligen BRD gibt es 
Verträge aus den 70er-Jah-
ren, in denen Bedingungen 

aus dem Jahr 1962 Gültig-
keit hatten: Hier waren 
 Leitungswasser, Elementar-
schäden und Glas unver-
sichert. Tipp: Gekündigt 
werden sollte erst, wenn 
die Versicherungsbestäti-
gung des neuen Vertrags in 
Empfang genommen wurde.

Wechsel Bei der Antrag-
stellung für einen neuen 
Vertrag sind Vorschäden, 
meist aus den vergangenen 
fünf bis zehn Jahren, anzu-
zeigen. Außerdem muss 
 an gegeben werden, wer 
die Vorversicherung gekün-
digt hat.

Umfang Einige Anbieter 
versichern nur, wenn auch 
vorher bereits alle Gefah-
ren versichert waren. Fehlt 
zum Beispiel die Gefahr 
»Wasserleitungen«, kann 

der neue Versicherer den 
Gesamtvertrag ablehnen. 

Differenzdeckung Sehr 
vorteilhaft kann auch ein 
frühzeitiger Vertragsab-
schluss sein, selbst wenn 
der Versicherungsbeginn 
erst in einem Jahr sein wird. 
Erstens hat man eine An-
nahmebestätigung, und 
zweitens besteht eventuell 
bereits ein Sofortschutz für 
die Mehrleistungen. Vorteil-
hafte Bedingungen und 
Versicherungsprämien bie-
ten oft Deckungs- oder 
Rahmenkonzepte an, die 
über den normalen Maß-
stab hi nausgehen. Risiko-
träger sind in diesen Fällen 
meist große, bekannte 
 Versicherer, die ihre Pro-
dukte nur direkt und ex-
klusiv über unabhängige 
Vermittler anbieten.FO
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oder nicht.

Reetdächer Die beliebten Dächer 
werden oft nur von regionalen  
Anbietern versichert: Sie  
kennen die Risiken besser,  
kalkulieren anders

ALTVERTRÄGE KÜNDIGEN Wann Wechsel lohnt

Alte Ost-Verträge Häufig 
heißt es, dass Verträge aus 
DDR-Zeiten besonders gut 
seien. Doch der einzige 
Vorteil besteht oft darin, 
dass Elementar schäden 
automatisch mitversichert 
waren. Insgesamt sind die 
Bedingungen aber oft lü-
ckenhaft, haben erhebliche 
Summenbegrenzungen. 
Oft fehlt die Überprüfung 
des sogenannten Werts 
1914 anhand eines Wert-
ermittlungsbogens. Dadurch 
sind Prämien zwar sehr 
günstig, eventuelle Ent-
schädigungssummen de-
cken aber oft nur die Hälfte 
des Gebäudewerts ab. 

Regelmäßiger Check  
Auch auf dem Gebiet der 
ehemaligen BRD gibt es 
Verträge aus den 70er-Jah-
ren, in denen Bedingungen 

aus dem Jahr 1962 Gültig-
keit hatten: Hier waren 
 Leitungswasser, Elementar-
schäden und Glas unver-
sichert. Tipp: Gekündigt 
werden sollte erst, wenn 
die Versicherungsbestäti-
gung des neuen Vertrags in 
Empfang genommen wurde.

Wechsel Bei der Antrag-
stellung für einen neuen 
Vertrag sind Vorschäden, 
meist aus den vergangenen 
fünf bis zehn Jahren, anzu-
zeigen. Außerdem muss 
 an gegeben werden, wer 
die Vorversicherung gekün-
digt hat.

Umfang Einige Anbieter 
versichern nur, wenn auch 
vorher bereits alle Gefah-
ren versichert waren. Fehlt 
zum Beispiel die Gefahr 
»Wasserleitungen«, kann 

der neue Versicherer den 
Gesamtvertrag ablehnen. 

Differenzdeckung Sehr 
vorteilhaft kann auch ein 
frühzeitiger Vertragsab-
schluss sein, selbst wenn 
der Versicherungsbeginn 
erst in einem Jahr sein wird. 
Erstens hat man eine An-
nahmebestätigung, und 
zweitens besteht eventuell 
bereits ein Sofortschutz für 
die Mehrleistungen. Vorteil-
hafte Bedingungen und 
Versicherungsprämien bie-
ten oft Deckungs- oder 
Rahmenkonzepte an, die 
über den normalen Maß-
stab hi nausgehen. Risiko-
träger sind in diesen Fällen 
meist große, bekannte 
 Versicherer, die ihre Pro-
dukte nur direkt und ex-
klusiv über unabhängige 
Vermittler anbieten.FO
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Sinnvolle Versicherung von 
Elementarschäden
Durch die Flut im Landkreis Ahrweiler 
ist vielen Menschen bewusst geworden, 
dass die Elementarschadendeckung 
wichtiger Bestandteil der Gebäudeversi­
cherung ist. Immer wieder wird jedoch 
deutlich, dass viele Eigentümer glauben, 
dass ihr Haus hoch genug über einem 
Fluss liege oder in Städten ohne Fluss­
nähe. Das ist leider eine völlig falsche 
Wahrnehmung. Nicht nur Hochwasser 
gehört zu den Gefahren, sondern auch 
Starkregen. Dieses Risiko ist bei vielen 
Versicherern über eine Zusatzdeckung 
Elementar I und II versicherbar. 

Hanglage Aber Achtung: Marktüblich 
liegt eine Überschwemmung nur vor, 
wenn der gesamte Grund und Boden 
überflutet wurde. Sammelt sich Oberflä­
chenwasser an der Hauswand und läuft 
durch Kellerfenster in das Haus, kann es 
sein, dass trotzdem kein Versicherungs­
schutz besteht, weil das Grundstück nicht 
vollständig überschwemmt ist, weil es bei­
spielsweise zum Teil abschüssig ist und 
Wasser ablaufen kann.

Wartung Auch der Rückstau sollte 
versichert sein. Achtung: Wer nicht regel­
mäßig die Wartung nachweisen kann, 
muss mit einer Leistungskürzung oder so­
gar mit einer Leistungsablehnung rech­
nen. Rückstausicherungen müssen stets 
funktionsbereit gehalten werden und dies 
auch nachgewiesen werden können. 

Wenn keine Versicherung 
möglich ist
Brisant ist auch, dass es Teile in Deutsch­
land gab und vielleicht noch gibt, die der 
sogenannten ZÜRS­Zone 4 zugeordnet 
sind oder waren und somit kaum oder nicht 
versicherbar sind. ZÜRS steht für das Zonie­
rungssystem für Überschwemmung, Rück­
stau und Starkregen und ermöglicht Ver­
sicherungen die Einschätzung des Hoch­
wasserrisikos für eine  bestimmte Adresse. 

Versicherungszonen Fachleute ha­
ben festgestellt, dass entsprechende Ber­
liner Behörden trotz mehrfacher Mah­
nung jahrelang keine Daten an ZÜRS lie­
ferten, daher viele Häuser entlang einiger 
Flüsse und Gräben nicht versichert wer­

den konnten. Bei fehlenden Daten wird 
automatisch die höchste ZÜRS­Zone 4 zu­
geordnet, was meist einen Versicherungs­
ausschluss bedeutet. 

Zwischenzeitlich liegen die Daten dort 
vor, und es gilt ZÜRS­Zone 1, dennoch 
 haben viele Menschen bis heute keinen 
Schutz, da sie dies nicht wissen. 

Vorsicht bei Online- 
Vergleichen
Online­Vergleichsprogramme bieten eine 
erste Prämienorientierung, sollten aber 
immer durch den Rat Ihres persönlichen 
Beraters gestützt werden. Grund: Viele 
Tarife sind nicht in den Online­Program­
men enthalten und wichtige Klauseln oft 
unter­ oder gar nicht  bewertet. 

Beispiel: Anbieter, die Gebäude­ und 
Hausratversicherung in einem Vertrag 
 offerieren, werden nicht differenziert dar­
gestellt, sodass die Gesamtprämie sehr 
günstig erscheint, aber im Vergleich nicht 
erkennbar ist, was im Tarif enthalten ist. 

Bausteine Versicherungsnehmer soll­
ten darauf achten, dass in den Leis­
tungsbausteinen auch Dekontamina­
tionskosten von Erdreich mindestens bis 
zur Versicherungssumme, Verzicht auf 
die Einrede grober Fahrlässigkeit, keine 
Kürzung wegen Unterversicherung bei 
Schäden, Mitversicherung von Neben­
gebäuden und weiterer Grundstücks­
bestandteile wie Markisen, E­Ladesta­
tionen oder Schwimmbecken enthalten 
sind.

Wichtig ist auch, dass Stromschwan­
kungen oder ein Kurzschluss, nicht nur 
Blitzschlag und Überspannung, versi­
chert sind. Eine Allgefahrendeckung hat 
den Vorteil, dass Versicherungsnehmer 
nicht in der Beweispflicht sind. 

Falls Schäden durch Schmelzwasser, 
Plansch­ oder Spritzwasser im Vertrag 
 inkludiert sind, erhalten Versicherte – je 
nach Klausel – auch bei  Fugenschäden 
Schutz. Sprechen Sie gerne Ihren Berater 
auf eine Überprüfung Ihrer Versicherun­
gen an. 

Gutachten Der Sachverständigen-
rat für Verbraucherfragen (SVRV) rät 
zur Einführung  einer Versicherungs-
pflicht gegen Elementarschäden
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Solarstrom: sauberes 
Zuschussgeschäft
Die zusammengestrichene Einspeisevergütung steht längst der Idee nebenwirkungsfreier 
Stromerzeugung entgegen. Wer investiert, muss genau rechnen 

D 
ie Frage, ob sich eine Photo­
voltaikanlage auf dem Dach 
überhaupt rentiert, lässt sich 
derzeit gar nicht so leicht 

 beantworten: Die Einspeisevergütung, 
 lange Zeit eine verlässliche Gelddruck­
maschine für Betreiber von häuslichen 
Solaranlagen, ist längst auf einen einstel­
ligen Cent­Betrag geschrumpft und sinkt 
 Monat für Monat weiter. Dass im letzten 
Oktober ausgerechnet das Umweltbun­
desamt (UBA) die Wirtschaftlichkeit der 
privaten, umweltfreund lichen Stromer­
zeugung infrage stellen musste, spricht 
in dieser Hinsicht Bände: Eine vom Öko­
Institut im Auftrag des UBA durchge­
führte Studie brachte zu tage, dass sich 
die Investition in den Strom vom eigenen 
Dach selbst bei einem  nennenswerten 
Eigenverbrauch nur noch bedingt rech­
net. Der Untersuchung lagen Basisdaten 
von April 2021 zugrunde. Im  Ergebnis 
warnten die  Autoren, dass die Investition 
in private Solaranlagen aufgrund konti­
nuierlich sinkender Einspeisevergütun­
gen bereits ab Mitte 2022 nicht mehr 
wirtschaftlich sein würde. Es sei denn, 
die Politik steuere mit einer Erhöhung 
der Einspeisevergütung gegen. Zum 
Nachlesen: Die  Studie können Sie unter 
https://bit.ly/3t3wH3g beim UBA kos­
tenlos herunterladen. 

? Eine Frage der Wirtschaftlich-
keit: was die Einspeisevergütung 
für Solarstrom jetzt noch bringt.

Es liegt in der Natur der Sache, dass die 
typische Solaranlage auf dem Dach eines 
Einfamilienhauses ihre überwiegende 
Leistung zu Zeiten bringt, in denen die 
Bewohner zumindest an Werktagen 
nicht zu Hause sind. Der erzeugte Strom 

fließt, abgesehen vom gegenwärtigen 
 Eigenverbrauch, ungenutzt in das Netz 
des Versorgers. Um den Hausbesitzern 
die teure Investition in eine Solaranlage 
überhaupt schmackhaft zu machen, 
wurde das Prinzip eingeführt, dass die 
Versorger den privat erzeugten Strom zu 
festgesetzten Preisen abnehmen müs­
sen, die ab dem Jahr der Errichtung der 
Anlage für weitere 20 Jahre unverändert 
bleiben. In der Spitze betrug die Vergü­
tung pro Kilowattstunde (kWh) im Jahr 
2004 satte 57,40 Cent; während der 
 reguläre Strompreis im gleichen Jahr bei 
18,66 Cent lag. Wer dagegen im April 
2022 eine Dach­Solaranlage in Betrieb 
nahm, bekommt pro kWh gerade noch 
6,53 Cent und zahlt umgekehrt durch­
schnittlich 33 Cent für jede aus dem 
Netz bezogene Kilowattstunde Strom.

? Wie lässt sich die Rentabilität 
einer Photovoltaikanlage  
überhaupt im Voraus berechnen?  

Die Einspeisevergütung sinkt politisch 
gewollt kontinuierlich um 0,4 Prozent 
pro Monat. Die Absenkung mindert sich, 
wenn in den Vormonaten weniger 
An lagen als erwartet neu hinzugebaut 
wurden – und umgekehrt. So wird die 
Einspeisevergütung von der Bundesnetz­
agentur laufend nachjustiert. Von Januar 
bis April 2022 sinkt die Vergütung so von 
6,83 auf 6,53 Cent; die  weitere Entwick­
lung hängt davon ab, wie viele Anlagen 
im Laufe der ersten Monate des Jahres 
neu angemeldet  wurden. Die Bundesbe­
hörde veröffentlicht hierzu jeweils zum 
monatsletzten Tag die Zubauwerte des 
Vormonats; sodass sich in der Planungs­
phase die tatsächlich zu erwartende Ver­
gütung nach  Fertigstellung und Inbe­

triebnahme noch nicht bis zur letzten 
Kommastelle abschätzen lässt.

? Wie viel Strom darf es denn sein? 
Zwischen Eigenverbrauch und 
seltsamen Alternativen.  

Die wichtigere Rechengröße ist inzwi­
schen ohnehin der Eigenverbrauch, mit 
dem sich die monatliche Stromrechnung 
des Versorgers weitaus spürbarer absen­
ken lässt als mit der kümmerlichen Ein­
speisevergütung. Hier kann der aktuelle 
Kilowattstundenpreis des eigenen 
Stromvertrags angesetzt werden – aller­
dings nur in der Größenordnung dessen, 
was realistisch vom selbst erzeugten 
Strom simultan auch wieder verbraucht 
oder zur Aufladung eines zusätzlich 
angeschafften Batteriespeichers genutzt 
werden kann. Wenn man so will, dient 
die neue Solaranlage auf dem Dach also 
viel eher der Vermeidung des Strom­
kaufs, als dass sie eine Erlösquelle sein 
könnte. Der jüngst gefasste Plan, die 
Stromproduktion bereits bis 2035 voll­
ständig klimaneutral zu gestalten, 
dürfte aber wohl nur zu realisieren sein, 
wenn echte Anreize für Private geschaf­
fen werden. Kurios: Einem Referenten­
entwurf zufolge könnte die Vergütung für 
»Volleinspeiser« ohne (!) Eigenverbrauch 
auf 12,5 Cent/kWh steigen – der Eigen­
heimer würde so zum Stromversorger.

? Wie hoch sind die Kosten  
für eine Photovoltaikanlage 
bei einem Einfamilienhaus?  

Nach einem langjährigen Preisverfall 
sind die Anlagenpreise inzwischen wie­
der bei einer Richtgröße von 1 300 bis 
1 500 Euro pro Kilowatt Peak (kWp). Das 
ist ein Normwert, der die Leistung labor­FO
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Was geht? Die Abbildung zeigt, 
wie viel Ertrag prozentual von 

der jeweiligen Dachfläche zu er-
warten ist. Bei Nordausrichtung 
kommt keine Sonne an, entspre-

chend sind nur minimale Erträge 
zu erwarten – es lohnt also nicht 

Solarkataster Aus inzwischen 
fast flächendeckenden Kartie-

rungen lässt sich online das 
Poten zial der Dachflächen prüfen 

mäßig bei 25 Grad Celsius beschreibt. 
Typische Dachanlagen im EFH-Bereich 
leisten bis nominell 10 kWp – eine 
Grenze, die (noch) auch aus steuer-
lichen Gründen relevant ist, siehe 
rechte Seite. Hinsichtlich der zu 
erwartenden Ausbeute sind eine 
optimale Ausrichtung in der Him-
melsrichtung (siehe Grafik) und eine 
Neigung von ca. 30 bis 45 Grad erforder-
lich. Ein Modulverbund von 10 kWp 
erfordert rund 50 m2 Dachfläche. Zur 
Planung sollten mehrere Kostenvoran-
schläge eingeholt werden. Neben günsti-
gen KfW-Krediten (ab 1,28 %) gibt es in 
den Bundesländern weitere Förderpro-
gramme. Stets gilt: Der Förderantrag 
muss vor Baubeginn gestellt werden.

?Lohnt sich der Kauf eines  
Batteriespeichers, um den Eigen-
verbrauchsanteil zu erhöhen?  

Solarspeicher kosten im Schnitt rund 1 000 
Euro pro Kilowattstunde Speicherkapazi-
tät; wobei die Bandbreite sehr von der 
Technologie und Ausstattung abhängt. 
Die Frage der Wirtschaftlichkeit ist generell 
mit unsicheren Größen behaftet.  
Frage Nr. 1 ist die tatsächliche Nutzung: Es 
lohnt nicht, Tausende Euro für eine Strom-
reserve auszugeben, die man kaum je aus-
schöpft. Andersherum kann eine über 
20 Jahre alte PV-Anlage, die aus der Förde-
rung gefallen ist, mittels Speicher der ver-
bleibenden Eigennutzung angepasst wer-
den. Auch da ist der Bedarf maßgeblich.  
Die kritische Frage Nr. 2 sind die Speicher-
kosten pro Kilowattstunde. Die lassen sich 
auf zwei Wegen ermitteln: a) Man nimmt 
eine realistische Ausbeute – bei gängigen 
Anlagenkombinationen werden jährlich 
etwa 200 volle Ladezyklen angesetzt – und 
multipliziert diese mit der Kapazität des 
Akkus: 200 mal 8 kWh macht 1 600 kWh 
mal (geschätzt) 15 Jahre Akku-Lebens-
dauer = 24 000 Kilowattstunden. Unter-
stellt man günstige 6 000 Euro Anschaf-
fungskosten und teilt durch 24 000 kWh, 
ergibt sich ein Preis von 25 Cent pro Kilo-
wattstunde, wobei die Kosten der Dach-
anlage nicht eingerechnet sind. Gegenüber 
dem mittleren Strompreis von 33 Cent 
bleibt ein Vorteil von 8 Cent/kWh, denen 
die nicht in Anspruch genommene Einspei-
severgütung von rund 6 Cent gegenüber-

steht. Bleiben 2 Cent und die 
Freude, dass man der Atmo-
sphäre beim  derzeitigen Ener-
giemix pro kWh circa 
500 Gramm CO2 erspart. Weil 

nicht alle Kunden so viel Idealismus auf-
bringen, argumentieren Verkäufer biswei-
len lieber mit Methode b): Der Akku schafft 
10 000 Zyklen mal 8 kWh, ergibt nach 
Adam Riese 80 000 kWh, und, schwupp, 
die gespeicherte Kilowattstunde steht nur 
noch mit 7,5 Cent auf dem Papier. Man 
kann es sich denken: Um so weit zu kom-
men, müsste fast noch die Enkelgeneration 
an dem längst halb toten Akku lutschen. 

? Können Solarspeicher das  
Laden von E-Autos leisten?  
Kaum. Setzt man einen kleinwagen-

typischen Verbrauch von 12 kWh auf 
100 Kilometern an, könnte ein 8-kWh-Akku 
theoretisch zwar eine tägliche Pendel-
strecke von 66 Kilometern nachladen; 
 Wirkungsverluste mal außer Acht gelassen. 

Quelle: TU Braunschweig, Institut für 
Gebäude- und Solartechnik
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Was geht? Die Abbildung zeigt, 
wie viel Ertrag prozentual von 

der jeweiligen Dachfläche zu er-
warten ist. Bei Nordausrichtung 
kommt keine Sonne an, entspre-

chend sind nur minimale Erträge 
zu erwarten – es lohnt also nicht 

Solarkataster Aus inzwischen 
fast flächendeckenden Kartie-

rungen lässt sich online das 
Poten zial der Dachflächen prüfen 

mäßig bei 25 Grad Celsius beschreibt. 
Typische Dachanlagen im EFH-Bereich 
leisten bis nominell 10 kWp – eine 
Grenze, die (noch) auch aus steuer-
lichen Gründen relevant ist, siehe 
rechte Seite. Hinsichtlich der zu 
erwartenden Ausbeute sind eine 
optimale Ausrichtung in der Him-
melsrichtung (siehe Grafik) und eine 
Neigung von ca. 30 bis 45 Grad erforder-
lich. Ein Modulverbund von 10 kWp 
erfordert rund 50 m2 Dachfläche. Zur 
Planung sollten mehrere Kostenvoran-
schläge eingeholt werden. Neben günsti-
gen KfW-Krediten (ab 1,28 %) gibt es in 
den Bundesländern weitere Förderpro-
gramme. Stets gilt: Der Förderantrag 
muss vor Baubeginn gestellt werden.

?Lohnt sich der Kauf eines  
Batteriespeichers, um den Eigen-
verbrauchsanteil zu erhöhen?  

Solarspeicher kosten im Schnitt rund 1 000 
Euro pro Kilowattstunde Speicherkapazi-
tät; wobei die Bandbreite sehr von der 
Technologie und Ausstattung abhängt. 
Die Frage der Wirtschaftlichkeit ist generell 
mit unsicheren Größen behaftet.  
Frage Nr. 1 ist die tatsächliche Nutzung: Es 
lohnt nicht, Tausende Euro für eine Strom-
reserve auszugeben, die man kaum je aus-
schöpft. Andersherum kann eine über 
20 Jahre alte PV-Anlage, die aus der Förde-
rung gefallen ist, mittels Speicher der ver-
bleibenden Eigennutzung angepasst wer-
den. Auch da ist der Bedarf maßgeblich.  
Die kritische Frage Nr. 2 sind die Speicher-
kosten pro Kilowattstunde. Die lassen sich 
auf zwei Wegen ermitteln: a) Man nimmt 
eine realistische Ausbeute – bei gängigen 
Anlagenkombinationen werden jährlich 
etwa 200 volle Ladezyklen angesetzt – und 
multipliziert diese mit der Kapazität des 
Akkus: 200 mal 8 kWh macht 1 600 kWh 
mal (geschätzt) 15 Jahre Akku-Lebens-
dauer = 24 000 Kilowattstunden. Unter-
stellt man günstige 6 000 Euro Anschaf-
fungskosten und teilt durch 24 000 kWh, 
ergibt sich ein Preis von 25 Cent pro Kilo-
wattstunde, wobei die Kosten der Dach-
anlage nicht eingerechnet sind. Gegenüber 
dem mittleren Strompreis von 33 Cent 
bleibt ein Vorteil von 8 Cent/kWh, denen 
die nicht in Anspruch genommene Einspei-
severgütung von rund 6 Cent gegenüber-

steht. Bleiben 2 Cent und die 
Freude, dass man der Atmo-
sphäre beim  derzeitigen Ener-
giemix pro kWh circa 
500 Gramm CO2 erspart. Weil 

nicht alle Kunden so viel Idealismus auf-
bringen, argumentieren Verkäufer biswei-
len lieber mit Methode b): Der Akku schafft 
10 000 Zyklen mal 8 kWh, ergibt nach 
Adam Riese 80 000 kWh, und, schwupp, 
die gespeicherte Kilowattstunde steht nur 
noch mit 7,5 Cent auf dem Papier. Man 
kann es sich denken: Um so weit zu kom-
men, müsste fast noch die Enkelgeneration 
an dem längst halb toten Akku lutschen. 

? Können Solarspeicher das  
Laden von E-Autos leisten?  
Kaum. Setzt man einen kleinwagen-

typischen Verbrauch von 12 kWh auf 
100 Kilometern an, könnte ein 8-kWh-Akku 
theoretisch zwar eine tägliche Pendel-
strecke von 66 Kilometern nachladen; 
 Wirkungsverluste mal außer Acht gelassen. 

Quelle: TU Braunschweig, Institut für 
Gebäude- und Solartechnik

FO
TO

S:
 E

NE
RG

IE
AT

LA
S.

BE
RL

IN
.D

E,
 D

JD
/H

EL
LO

-Y
UM

A.
DE

/M
AR

TI
N 

SC
HE

RA
G,

 P
R.

 IL
LU

ST
RA

TI
ON

: G
UT

ER
 R

AT
 F

IN
AN

CE

Paketlösung Mini-Solar-
anlagen mit einer Leis-
tung bis 600 Watt sind 
aufgrund ihrer günstigen 
Preise ab ca. 600 Euro 
und ihrer unkomplizierten 
Inbetriebnahme derzeit 
sehr beliebt. Sie bestehen 
in der Regel aus zwei 
 Modulen, die je um die 
300 Watt leisten, sowie 
einem Wechselrichter 
und dem  An schlusskabel. 
Die  Anlagen werden mit 
Befestigungsmaterial ge-
liefert und lassen sich 
von zwei Personen leicht 
montieren.

Nutzen Mit einer Nomi-
nalleistung von 600 Watt 
können die kleinen Anla-
gen den Grundverbrauch 
eines Haushalts tags-
über abdecken: Für Kühl-
schrank, Notebook, 
 Router und Stand-by- 
Geräte reicht die Leistung 
bei optimaler Ausrich-

tung über weite Teile des 
Jahres aus. 

Funktion Der erzeugte 
Strom fließt über eine 
normale Schuko steck-
dose in das Haushalts-
netz und kann in allen 
angeschlossenen Strom-
kreisen verbraucht wer-
den. Das senkt die Strom-
rechnung. Überschüssige 
Leistung fließt ins Netz; 
eine Einspeisevergütung 
ist dafür nicht vorge-
sehen. Der Betrieb ist 
gefahrlos, da der Wech-
selrichter die »Strompro-
duktion« erst freischaltet, 
wenn er sich mit der 
Netzspannung synchro-
nisiert hat. Das einzige 
Manko: Bei einem Strom-
ausfall fließt 
daher auch 
kein Solar-
strom mehr.
Formales Mie-
ter und Woh-

nungseigentümer sollten 
vor der Montage die 
 Erlaubnis der Vermieter 
bzw. der Gemeinschaft 
einholen. Die Anlage 
muss beim Netzbetreiber 
und bei der Bundesnetz-
agentur angemeldet 
 werden.

Anschluss Die Anlagen 
können per Schukoste-
cker legal betrieben wer-
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Weniger kann mehr sein
Balkon-Kraftwerke Bedarfsgerecht, preiswert und  
unkompliziert: vom Charme kleiner Lösungen
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Umstritten Einspeisedosen stehen  
für »deutsche Gründlichkeit«
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Erben vor  
Gericht
Wer sich nach einem Todesfall um den Nachlass 
kümmert, stößt ohne Erbschein oder Testament 
schnell an Grenzen. Was wann zu tun ist –  
und welche Dokumente man braucht

B 
ei einem Todesfall stehen die 
Hinterbliebenen oft vor einem 
Wust von Aufgaben, die trotz der 
Trauersituation binnen kürzes-

ter Zeit erledigt werden müssen. Ist der 
Angehörige zu Hause verstorben, muss 
zwingend eine ärztliche Leichenschau 
veranlasst werden, bevor ein Bestatter 
den Verstorbenen abholen kann. Diese 
Aufgabe übernimmt meist der Hausarzt; 
nötigenfalls kann über die Rufnummer 
116 117 beim ärzt lichen Bereitschafts-
dienst ein anderer Arzt geholt werden. 
Beim Tod in einem Pflegeheim oder Kran-
kenhaus wird die Leichenschau regelmä-
ßig vom dortigen Personal veranlasst. Die 
Kosten für die  Untersuchung und den To-
tenschein werden den Hinterbliebenen in 
Rechnung gestellt; da die gesetzliche 
Krankenversicherung des Verstorbenen 
hierfür bereits nicht mehr zuständig ist. 
Je nach Aufwand, Uhrzeit und der Länge 
des Anfahrtsweges können rund 200 Euro 
zusammenkommen; im Einzelfall auch 
mehr. Soweit aufgrund der Leichenschau 
keine unnatürliche Todesursache im 
Raum steht, ist mit dem Totenschein die 
Freigabe zur Bestattung verbunden. 

Anlaufstelle Standesamt
Das wichtigste Dokument bei einem Todes-
fall ist jedoch die Sterbeurkunde, die vom 
Standesamt am Wohnort des Verstorbenen 
ausgefertigt wird. Der Antrag ist spätestens 
am dritten Werktag nach dem Todesfall zu 
stellen. Hierbei werden mehrere Doku-
mente benötigt: Neben Personalausweis 
und Geburts urkunde eines ledigen Ver-
storbenen wird bei Verheirateten zusätz-
lich das Familienstammbuch und gegebe-
nenfalls auch das Scheidungsurteil oder 
die Sterbeurkunde des Ehepartners ver-
langt, wenn die Ehe durch Scheidung oder 
Tod bereits beendet ist. Die Urkunde an 
sich kostet, je nach Gemeinde, zwischen 
rund 7 bis 15 Euro; gegen eine geringe Zu-
satzgebühr können gleich auch Duplikate 
bezogen werden. Den notwendigen Behör-
dengang bieten die Bestattungsinstitute 
routinemäßig gegen Zusatzentgelt an. 

Zweck Die Sterbeurkunde dient bei-
spielsweise zur Abmeldung des Verstor-
benen bei der Kranken- und Rentenversi-
cherung; ebenso muss sie nach der mög-
lichst zeitnahen Benachrichtigung von 

privaten Unfall- bzw. Lebensversicherun-
gen dort im Original ein- bzw. nachge-
reicht werden. 

Verträge Für die Kündigung von Dau-
erschuldverhältnissen wie Abos, Telefon- 
oder Mobilfunkverträgen werden in aller 
Regel nur einfache Kopien der Sterbeur-
kunde benötigt, die man sich für ein paar 
Cent im Copyshop selbst erstellen kann. 
Wie im Einzelfall vorzugehen ist, lässt sich 
in der Regel dem Vertrag entnehmen, 
meist sind die Bedingungen aber auch auf 
den Websites der Anbieter hinterlegt. Wer 
so kurz nach dem Todesfall bereits um 
 seine Erbenstellung weiß, hat neben der 
Option einer Kündigung auch die Mög-
lichkeit, einen bestehenden Vertrag wei-
terzuführen. Dies ist regelmäßig sogar ein 
Automatismus, da der Erbe mit dem Zeit-
punkt des Todes zum Rechtsnachfolger 

des Verstorbenen wird und mithin dessen 
vertragliche Bindungen übernimmt. 

Bankkonten Gewöhnlich erfahren 
Banken erst von Angehörigen, Bevoll-
mächtigten oder Betreuern des Verstor-
benen von dessen Tod. Soweit keine Bank-
vollmacht über den Tod hinaus besteht 
oder z. B. ein überlebender Ehepartner 
für das gemeinsame Konto verfügungs-
berechtigt ist (Oder-Konto), werden die 
Konten und Depots von der Bank zunächst 
geschlossen, bis sie einen Nachweis über 
die Erbenstellung erhält. Während dieser 
Phase werden bestehende Daueraufträ-
ge bzw. Lastschriften weiter ausgeführt; 
lediglich Abhebungen, Überweisungen 
oder die Auflösung dieses Nachlasskontos 
sind nicht möglich.

Bestattung Für die Überweisung der 
Beerdigungskosten machen die Banken FO
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Langer Abschied  
Nachlassverfahren 
ziehen sich monate-

lang hin. Erben 
brauchen meist viel 

Geduld 

regelmäßig eine Ausnah­
me, wenn die Rechnung des 
Bestatters im Original vor­
gelegt wird. Diese Kosten 
sind formal ohnehin Nach­
lassverbindlichkeiten, die 
auch innerhalb von Erbengemeinschaften 
zunächst aus dem hinterlassenen Ver­
mögen bezahlt werden, bevor es an die 
Aufteilung des eigentlichen Erbes geht. 

Die Rolle des Nachlassgerichts
Sehr verbreitet herrscht allerdings der Irr­
glaube, das Nachlassgericht würde auf­
grund einer Todesnachricht vom Standes­
amt alle potenziellen Erben anschreiben. 
Das findet so nicht statt; das Gericht prüft 
lediglich, ob der Verstorbene ein Testa­
ment beim Gericht hinterlegt oder ander­
weitig registriert hat; etwa durch Beur­

kundung beim Notar oder 
einen Registervermerk un­
ter testamentsregister.de. 
Testamente, die in den Un­
terlagen des Verstorbenen 
gefunden werden, sind 

beim Nachlassgericht einzureichen. Vor­
handene oder eingelieferte Testamente 
werden dann vom Gericht üblicherweise 
ohne Ladung der Beteiligten eröffnet; 
 diese werden auf dem Postweg mittels des 
Eröffnungsprotokolls über den Inhalt in 
Kenntnis gesetzt. Für die Eröffnung eines 
oder mehrerer Testamente wird eine ein­
malige Gebühr von 100 Euro zuzüglich 
Kopier­ und Portokosten erhoben. 

Das eröffnete Testament dient dann 
zum Nachweis der Erbenstellung, z. B. 
auch gegenüber der Bank, sodass mit der 
Vorlage dort auch wieder Kontoverfügun­

gen möglich sind. Mit der Zustellung des 
eröffneten Testaments beginnt die sechs­
wöchige Ausschlagungsfrist, in der ein 
Erbe etwa einen überschuldeten Nachlass 
oder ein mit Auflagen belastetes Erbe 
(dann zugunsten eines unbelasteten 
Pflichtteils) ausschlagen kann. 

Ohne Testament Wo kein Testament 
vorhanden ist, wird das Gericht kein 
Nachlassverfahren eröffnen. Amtliche 
Nachforschungen erschöpfen sich regel­
mäßig darin, dass sich das Standesamt 
bei demjenigen meldet, der die Sterbe­
urkunde beantragt hat, und die Ver­
wandtschaftsverhältnisse des Verstorbe­
nen abfragt. Danach herrscht Funkstille. 

Der Erbschein und seine Tücken 
Ist kein Testament vorhanden, gilt die ge­
setzliche Erbfolge. Für den Nachweis der 
Erbenstellung ist dann ein Erbschein er­
forderlich. Nun ist es nicht die beste Idee, 
aufgrund vager Versprechen (»Du sollst 
alles bekommen«) und ohne Sichtung der 
Bankunterlagen beim Nachlassgericht 
 einen Erbscheinantrag zu stellen. Wenn 
anders kein Herankommen an die Papie­
re des Verstorbenen möglich ist, empfiehlt 
es sich, Nachlasspflegschaft anzuregen. 

Grund I Zunächst ist nie klar, ob der 
Verstorbene nicht doch ein Schubladen­
testament hinterlassen hat, das erst nach 
seinem Tod auftaucht. Wurde darin wider 
Erwarten ein anderer Erbe eingesetzt, 
kommen zu den bereits bezahlten Gebüh­
ren für den vorschnell beantragten Erb­
schein noch zusätzlich die Gebühren für 
dessen Einziehung. Zur Orientierung: Bei 
einem Nachlasswert von 100 000 Euro be­
laufen sich die Gebühren für den Erb­
schein und die damit verbundene eides­
stattliche Versicherung auf 546 Euro; die 
Einziehung würde ca. 140 Euro kosten. 

Grund II Erben haften auch für die 
Schulden des Erblassers. Wird ein Erb­
schein beantragt, gehen die Gerichte da­
von aus, dass der Antragsteller das Erbe 
angenommen hat. Damit ist die Möglich­
keit verloren, innerhalb der sechswöchi­
gen Ausschlagungsfrist – hier ab Kenntnis 
des Todesfalls – ein möglicherweise über­
schuldetes Erbe loszuwerden. Wenn die­
se Falle der Erbenhaftung zuschnappt, 
lässt sich der finanzielle Schaden nur noch 
mit anwaltlicher Hilfe begrenzen. 
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K
eine Frage, eine Scheidung ist 
auch unter günstigen Umstän­
den immer noch nervenaufrei­
bend. Beide Seiten müssen dabei 

Kröten schlucken – finanziell, meist aber 
auch praktisch. Weil man sich im Alltag 
neu aufstellen muss und weil aus einer 
Waschmaschine von allein auch nicht zwei 
werden. Doch abseits solcher Umstände 
muss das Auseinandergehen nicht unbe­
dingt zum Drama werden. Gesetzliche 
 Regeln geben den Takt vor, und alle 
 Voraus setzungen lassen sich im obligatori­
schen Trennungsjahr gut abarbeiten. Aber 
klar, das funktioniert nur im Einverneh­
men. Wo sich Misstrauen auftut, sollte 
man sich besser von Beginn an anwalt­
lichen Rat einholen. 

Je früher man sich trennt, desto eher 
kommt die Scheidung in Sicht  
Trennungswillige Paare müssen laut 
Gesetz mindestens ein Jahr getrennt 
gelebt haben, bevor sie sich scheiden las­
sen können. Wo ein Auszug aus Kosten­
gründen nicht möglich ist, kann das 
Getrenntleben auch in der bisherigen Ehe­
wohnung stattfinden – allerdings darf es 
kein gemein sames Wirtschaften mehr 
geben. Um den Trennungszeitpunkt zu 
dokumentieren, ist es sinnvoll, für Ein­
künfte umgehend getrennte Konten zu 
eröffnen und ein gemeinsames Konto nur 
noch für abgehende Zahlungen (Miete, 
Strom etc.) zu verwenden, zu denen dann 
per Überweisung anteilig beigesteuert 
wird. Die neuen Spielregeln dieser Wohn­
gemeinschaft sollten dann auch schrift­
lich vereinbart und von beiden unter­
schrieben werden. 

Unterschiedlich hohe Einkünfte: 
Regeln für den Trennungsunterhalt  
Während erwerbsfähige Partner (abseits 
notwendiger Kinderbetreuung) nach der 
Scheidung für sich selbst sorgen müssen, 
ist während des Trennungsjahres noch 

der Lebensstandard der Ehe maßgeblich. 
Wer mehr verdient als sein Noch­Partner, 
muss sogenannten Trennungsunterhalt 
bezahlen, der meist auch höher ausfällt 
als ein nachehelicher Unterhaltsan­
spruch. Das ist gewollt. Dem finanziell 
schwächeren Partner soll in der Tren­
nungsphase wenigstens noch Luft verblei­
ben, sich beruflich besser aufzustellen. 
Ein gängiger Rechenweg ist, die Netto­
einkommen (abzüglich der berufsbezoge­
nen Aufwendungen) gegenüberzustellen; 
wer von beiden mehr verdient, muss drei 
Siebtel der Differenz abtreten. 

Papierkrieg: Die Rentenansprüche 
müssen aufgeteilt werden  
Mit die größte bürokratische Hürde ist der 
Versorgungsausgleich. Der wird neben der 
Scheidung in einem separaten Verfahren 
vom Gericht geregelt oder zumindest ge ­
prüft: Die in der Ehe erworbenen Ansprü­
che zur Altersversorgung werden so aufge­
teilt, dass einseitig entstandene Nachteile 
durch geringeres Einkommen, Kinder­
erziehungszeiten oder gar ausschließliche 
Haushaltsführung beseitigt werden. In der 
gesetzlichen Rentenversicherung werden 
die während der Ehezeit gesammelten 

Im Guten auseinandergehen
Wenn der Entschluss zur Trennung beidseitig akzeptiert ist, muss eine Scheidung nicht 
mehr in Streit ausarten. Auf welche Punkte es stattdessen ankommt  

Fair und sicher Es ist 
ratsam, Absprachen in 
der Trennungsphase  
immer auch schriftlich 
festzuhalten
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 Entgeltpunkte jeweils zur Hälfte dem Part-
ner zugeschlagen. In berufsständischen 
Versorgungswerken bzw. der Beamtenver-
sorgung entstandene Ansprüche aus der 
Zeit der Ehe werden ebenfalls geteilt. Der 
Ausgleichszeitraum beginnt mit dem vol-

Nachweise einreichen. Der eigentliche 
Versorgungsausgleich findet dann zum 
Stichtag (Scheidungsantrag) beim Renten-
versicherungsträger quasi automatisch 
statt. Schwieriger wird es bei den Anwart-
schaften aus betrieblicher und berufsstän-
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len Monat der Eheschließung und endet 
mit dem letzten Monat vor dem Schei-
dungsantrag. Hielt die Ehe weniger als 
drei Jahre, findet der Versorgungsaus-
gleich jedoch nur auf Antrag statt. Unter-
scheiden sich die Ansprüche kaum, kann 
der Ausgleich ohnehin ganz entfallen. 

Die Klärung der Ansprüche sollte früh 
angegangen werden  
Je nach Dauer der Ehe und der Lebens-
umstände sollten die Partner bei der Ren-
tenversicherung zunächst eine Konten-
klärung beantragen und die erforderlichen 
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Ziehen Sie  
sich warm an!
Deutschland will unabhängig von russischem Gas werden 
und dafür Flüssiggas importieren. Das wird teuer. Mit einer 
neuen Heizung können Sie steigende Kosten ausbremsen

W
enn es nach Wirtschaftsmi-
nister Robert Habeck geht, 
wird das Erdgas, mit dem 
wir u. a. unsere Wohnungen 

heizen, bald nicht mehr über Pipelines aus 
Russland kommen. Stattdessen dürften 
wir demnächst mehr mit Flüssiggas (LNG) 
aus den USA und Katar heizen. Aber was 
kostet das?

Herkömmliches Erdgas ist vor dem 
Hintergrund der Ukraine-Krise ohnehin 
teurer geworden. Während im Herbst ver-
gangenen Jahres noch Verträge mit einem 
Arbeitspreis von 4,84 Cent/Kilowattstun-
de (kWh) angeboten wurden, verlangen 
günstige Anbieter jetzt etwa 14 bis 15 Cent 
pro kWh. Doch wie teuer kommt die 
 Kilowattstunde mit Flüssiggas?

Das große Schweigen 
Um es vorwegzunehmen. Eine Antwort 
auf diese Frage haben wir weder von E.on, 
einem der größten Gasversorger für 
 Privatkunden, noch von Uniper, einem 
Erdgas-Importeur, noch vom Bundes-
wirtschaftsministerium bekommen. Dort 
bestätigte man jedoch, dass LNG – Stand 
heute – teurer als herkömmliches Erdgas 
sei, das über Pipelines importiert wird. 

Beim Bundesverband der Energie- 
und Wasserwirtschaft hieß es, dass die 
Energieversorger beim Einkauf von Ener-
gie (aufgrund des Krieges in der Ukraine) 
mit Kosten in nie da gewesener Höhe kon-
frontiert seien. »Zum Teil müssen sie mehr 
als das Fünffache für Energie bezahlen als 
noch Anfang 2021.« 

Zwischenfazit Eigenheimbesitzer, 
das wird langsam klar, sollten sich künf-
tig warm anziehen. Das heißt, es wird 
Zeit, über eine neue Heizung nachzuden-

ken, um die steigenden Heizkosten künf-
tig im Griff zu behalten. Dafür bieten sich 
gegenwärtig im Wesentlichen drei 
Heizungs systeme an.

Gas-Brennwert 
Da wäre zunächst die Gas-Brennwerthei-
zung. Hier wird der Brennstoff nahezu 
verlustfrei in Wärme umgewandelt. Die 
Anschaffungskosten betragen zwischen 
6 000 Euro und 12 000 Euro. Mit solchen 
Heizungsanlagen kann man den Gas-
verbrauch nach Angaben des Heizungs-
herstellers Vaillant im Vergleich zu einer 
herkömmlichen Gasheizung mit Nieder-
temperaturkessel um bis zu 15 Prozent re-
duzieren. Eine solche Anlage basiert aller-
dings weiterhin auf der Nutzung von Gas – 
also einem fossilen Brennstoff –, sodass 
die Heizkosten auch künftig an die Preis-
entwicklung für Gas gekoppelt sind. 

Die Möglichkeiten, die eine solche 
Gas-Brennwertheizung bietet, sind damit 
nicht ausgeschöpft. Wer solch eine Hei-
zung mit Solarkollektoren koppelt, kann 
bis zu 20 Prozent der Heizkosten sparen. 
Die Solarkollektoren werden dabei für die 
Warmwasserbereitung genutzt. 

Während beim Einbau einer Gas-
Brennwertheizung lediglich 20 Prozent 
(maximal 1 200 Euro pro Jahr) der Ar-
beitskosten bei der Installation sowie 
der Fahrtkosten steuerlich abgesetzt wer-
den können, sind bei einer Kombination 
einer Gas-Brennwertheizung mit einer 
Solartherme 20 Prozent bzw. bis zu 
40 000 Euro steuerlich absetzbar.

Brennstoffzellenheizung 
Bei diesem Heizungssystem wird Gas nicht 
als Energieträger verbrannt. Es erzeugt 

Strom und Wärme über eine sogenannte 
kalte Verbrennung. Mit einer elektroche-
mischen Reaktion, bei der Wasserstoff und 
Sauerstoff miteinander reagieren, wird 
Wasserstoff in Energie umgewandelt. Der 
Wasserstoff wird dabei aus Gas gewon-
nen. Die Anschaffungskosten für derarti-
ge Heizungssysteme (einschließlich Wär-
mespeicher und Einbaukosten) bewegen 
sich in einer Größenordnung von etwa 
30 000 Euro bis 35 000 Euro. Da die Hei-
zungen von der KfW mit Zuschüssen ge-
fördert werden, reduzieren sich die An-
schaffungskosten um bis zu 40 Prozent.

Wärmepumpen 
Wärmepumpen entziehen vorhandene 
Wärme aus Luft, Wasser oder dem Boden 
und stellen sie mithilfe eines Wärmetau-
schers der Heizung bzw. der Warmwas-
seraufbereitung im Haus zur Verfügung. 
Darum sind Wärmepumpen nicht von 
 fossilen Energieträgern abhängig. Dafür 
haben sie jedoch oft einen relativ hohen 
Stromverbrauch. FO

TO
S:

 IS
TO

CK
, I

M
AG

O 
IM

AG
ES

/J
OK

ER

Rechtzeitig vorsorgen  
Der nächste Winter kommt 
ganz bestimmt …
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Luft-Luft-Wärmepumpen Etwas nied-
riger fallen die Anschaffungskosten für 
Luft-Luft-Wärmepumpen aus. Da hier 
 keine Erdbauarbeiten notwendig sind, 
sollte man hier mit 7 000 bis 8 000 Euro 
rechnen. Wie bei den beiden anderen Va-
rianten gibt es auch hier Geld vom Staat 
dazu. Luft-Luft-Wärmepumpen verbrau-
chen in der Regel meist mehr Strom als 
ihre Konkurrenten. Aus diesem Grund 
 fallen die jährlichen Betriebskosten oft 
vergleichsweise hoch aus.

Beratung und Planung 
Egal, für welche Heizung Sie sich ent-
scheiden, es geht um viel Geld. Darum 
sollten Sie sich zunächst ausführlich von 
einer Fachfirma beraten lassen. »Die Effi-
zienz«, erklärt Matthias Wagnitz vom 
Zentralverband Sanitär Heizung Klima, 
»hängt an der Planung. Wenn hier gespart 
wird, wird man mit massiven Stromkos-
ten bestraft.« Haben Sie sich entschieden, 
sollten Sie die Finanzierung und die Inan-
spruchnahme der Förderung mit Ihrem 
Finanzberater sorgfältig planen. Die noch 
immer niedrigen Zinsen und die hohe In-
flation machen eine Kreditfinanzierung 
durchaus interessant. 

Stromkosten & Wärmepumpen
Tatsächlich sorgen die Stromkosten bei  
Wärmepumpen oft für unangenehme Über­
raschungen. Um diese Kosten vorab ganz 
grob schätzen zu können, empfiehlt Mat­
thias Wagnitz vom Zentralverband Sanitär 
Heizung Klima folgende Faust formel*:

Alter Gasverbrauch (kWh) / 3 x Strompreis 
für die Wärmepumpe + jährliche Grundge­
bühr = Stromkosten für die Wärmepumpe.
Beispiel 24 000 kWh (alter Gasverbrauch) 
/ 3 x (0,24 €/kWh) + 120 € = 2 040 €.

Beim Vergleich mit den Kosten, die anfallen, 
wenn man weiter mit Gas heizen würde, 
empfiehlt Wagnitz, den Gasverbrauch mit 
dem aktuellen Gaspreis zu verwenden.

Alter Gasverbrauch (kWh) x Gaspreis  
aktuell + jährliche Grundgebühr
Beispiel 24 000 kWh (alter Gasverbrauch)  
x (0,095 €/kWh) (Gaspreis aktuell) +  
120 € = 2 400 €.

Fossile Brennstoffe Wärmepumpen 
sorgen für mehr Unabhängigkeit

Erdwärmepumpen Bei diesem Hei-
zungssystem wird thermische Energie aus 
dem Erdboden gewonnen und über eine 
frostfreie Flüssigkeit (Kältemittel), die in 
einer Sonde oder den Kollektoren zirku-
liert, in den Heizkreislauf geleitet. Die An-
schaffungskosten bewegen sich meist zwi-
schen 8 000 Euro und 12 000 Euro. Für die 
notwendigen Tiefbohrungen, die bis zu 
100 Meter hinuntergehen können, und 
die Kollektoren sollten zusätzlich bis zu 
13 000 Euro eingeplant werden.

Wasserwärmepumpen Diese Wärme-
pumpe, die als besonders effizient gilt, be-
zieht ihre thermische Energie aus dem 
Grundwasser. Dazu sind zwei Brunnen 
notwendig. Einer, über den das Wasser 
aus zehn bis 15 Meter Tiefe nach oben 
 geholt wird, und ein zweiter, über den 
es wieder zurückbefördert wird. Hier 
geht es auch um höhere Beträge. Die An-
schaffungskosten betragen 8 000 Euro 
bis 16 000 Euro. Zusätzlich sollten etwa 
5 000 Euro bis 9 000 Euro für Erschlie-
ßungskosten eingeplant werden. 
* Bei künftigen Tariferhöhungen würden sich diese Zahlen ändern. Private Haushalte sollten auch prüfen, ob für die Stromkosten regional ein Wärmepumpen-Tarif angeboten wird. Der kann bis zu zehn Cent pro kWh niedriger 

als der normale Hausstrom-Tarif sein. Dafür ist dann allerdings ein zweiter Zähler notwendig, für den eine zusätzliche Grundgebühr anfällt.

Der Staat zeigt sich beim Thema 
Heizungstausch großzügig. Da 
es mehrere Möglichkeiten gibt, 
Geld geschenkt zu bekommen, 
sollten Sie einen Finanzberater 
hinzuziehen. Die Förderung funk-
tioniert entweder in Form von 
günstigen KfW-Krediten und 
 Tilgungszuschüssen oder über 
Steuervorteile. Bei dieser Vari-
ante kann man den Fiskus an den 
Anschaffungskosten mit 20 Pro-
zent (maximal 40 000 Euro) be-
teiligen. Die Steueranrechnung 
wird über drei Jahre verteilt. 
Die Förderung ist immer an be-
stimmte Bedingungen geknüpft. 
Werden die, wie z. B. bei einer 
Gas-Brennwertheizung, nicht 
erfüllt, weil sie nicht mit einer 
regenerativen Energiequelle ge-
koppelt ist, kann man die gängi-
ge Steueranrechnung für Hand-

werkerarbeiten beantragen 
(siehe Beitrag »Energiepreise 

rauf — Steuern runter«).
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Energiepreise rauf –  
Steuern runter
Viele Verbraucher ächzen unter der hohen Inflation. Mit der richtigen Steuerspar-Strategie 
können sie die steigenden Kosten für Benzin, Gas und Lebensmittel teilweise kompensieren

S 
eit Ausbruch des Krieges in 
der Ukraine wird das Leben in 
Deutschland immer teurer. 
Durch die hohe Inflation bleibt 

am Ende des Monats vielen Bundesbür-
gern kaum noch etwas von ihrem Gehalt 
oder der Rente. Die Spritpreise, der Ein-
kauf im Supermarkt und die Strom- und 
Gasrechnung belasten die Menschen.

So beteiligen Sie den Fiskus
Doch es gibt einen Ausweg. Und der führt 
über das Finanzamt. Mit der richtigen  
Steuerspar-Strategie können Sie nämlich 

die hohen Lebenshaltungskosten kontern. 
Wie das geht, lesen Sie hier. 

Tankgutschein vom Chef Wer als Ar-
beitnehmer tätig ist, egal ob Minijob-
ber oder als Arbeitnehmer mit Lohnsteu-
er abzug, kann seinen Chef um einen 
 monatlichen Tankgutschein bitten. Der 
steuerliche Clou dabei: Spendiert der Ar-
beitgeber den Tankgutschein zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
und beträgt der Gutscheinwert pro Monat 
nicht mehr als 50 Euro, ist diese finan-
zielle Unterstützung komplett steuerfrei. 
Bringt immerhin eine Ersparnis beim 

 Tanken von 600 Euro im Jahr. Der Tank-
gutschein setzt übrigens nicht voraus, 
dass Sie tatsächlich mit dem Auto zur 
 Arbeit fahren. 

Fahrgemeinschaft Eine echte Kosten-
ersparnis bei der Fahrt zum Job ist ein Zu-
sammenschluss von Kollegen, Nachbarn 
oder Familienmitgliedern zu einer Fahr-
gemeinschaft. Je mehr sich an der Fahr-
gemeinschaft zur Fahrt in die Arbeit be-
teiligen, desto höher ist die Ersparnis an 
der Tankstelle. Auch hier gibt es eine steu-
erliche Besonderheit. Selbst wenn ein Ar-
beitnehmer nur passiv im Rahmen einer FO
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Fahrgemeinschaft mitfährt, steht ihm ein 
Werbungskostenabzug in Höhe der Ent­
fernungspauschale zu. Steuerlich absetz­
bar sind 30 Cent für die ersten 20 Ent­
fernungskilometer und bald 38 Cent ab 
dem 21. Kilometer. Bei weiten Fahrtstre­
cken gilt jedoch eine kleine Ausnahme. 
Der Werbungskostenabzug ist für den pas­
siven Mitfahrer auf 4 500 Euro im Jahr be­
grenzt (siehe Beispiel oben rechts). 

Mobilitätsprämie Seit 2021 beteiligt 
sich das Finanzamt übrigens an Fahrt­
kosten zur Arbeit, selbst wenn ein Arbeit­
nehmer gar keine Steuern bezahlt hat, 
weil sein zu versteuerndes Einkommen 
unter dem Grundfreibetrag liegt (2021: 
9 744 Euro). Die Prämie zahlt das Finanz­
amt aber nur aus, wenn eine Steuererklä­
rung inklusive Anlage Mobilitätsprämie 
und Anlage N ausgefüllt wird. Von der 
Mobilitätsprämie profitieren alle Arbeit­
nehmer, deren einfacher Arbeitsweg 
mehr als 20 Kilometer beträgt. Die Prämie 
ist zwar überschaubar hoch, aber besser 
als nichts. Die Prämie kommt vor allem 
für Auszubildende, Teilzeitkräfte oder für 

Berufsanfänger in Betracht, deren zu ver­
steuerndes Einkommen eben unter dem 
Grundfreibetrag liegt. Besonderheit: Von 
der Mobilitätsprämie profitieren übrigens 
auch Unternehmer mit einem zu ver­
steuernden Einkommen unterhalb des 
Grundfreibetrags. 

Homeoffice Wenn sich Arbeitnehmer 
angesichts der gestiegenen Kraftstoffprei­
se die Fahrt zur Arbeit kaum mehr leisten 
können, sollte die Arbeit im Homeoffice 
intensiviert werden, wenn der Chef mit­
macht. Zwar kann an diesen Tagen kein 
Werbungskostenabzug mehr in Höhe der 
Entfernungspauschale beantragt werden. 
Doch es gibt trotzdem Werbungskosten, 
und zwar in Form der Homeoffice­Pau­
schale. Wird an einem Tag ausschließlich 
im Homeoffice gearbeitet, gibt es immer­
hin fünf Euro Werbungskosten pro Tag. 
Leider ist die Homeoffice­Pauschale auf 
600 Euro im Jahr (entspricht 120 Tagen) 
begrenzt. 

Wichtig: Arbeiten Ehegatten oder Le­
benspartner gleichzeitig in der gemein­
samen Wohnung im Homeoffice, steht 
die Homeoffice­Pauschale von bis zu 
600 Euro jedem einzeln zu. 

Öffentliche Verkehrsmittel Eine Alter­
native, den gestiegenen Kraftstoffpreisen 
zu entgehen, ist der Umstieg auf öffent­
liche Verkehrsmittel. Lässt ein Arbeitneh­
mer sein Auto zu Hause stehen und pen­
delt mit Bus oder Bahn zur Arbeit, gilt 
steuerlich Folgendes: Die Tickets für die 
öffentlichen Verkehrsmittel unbedingt 
aufheben. Denn grundsätzlich gibt es 
auch für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsplatz als Werbungskosten die 

 Entfernungspauschale. Doch liegen die 
 tatsächlichen Kosten für Fahrten mit öf­
fentlichen Verkehrsmitteln am Ende des 
Jahres insgesamt über der Entfernungs­
pauschale, dürfen die höheren tatsäch­
lichen Kosten abgezogen werden. 

Kurzfristig gibt es hier noch eine be­
sondere Erleichterung. Die Bundesregie­
rung will im Sommer für 90 Tage die Fahr­
kartenpreise im öffentlichen Nahverkehr 
auf neun Euro pro Monat senken. Das soll 
den Umstieg vom Auto auf öffentliche Ver­
kehrsmittel fördern und gleichzeitig eine 
finanzielle Entlastung der Bundesbürger 
bringen. Achtung: Selbst wenn nur neun 
Euro im Monat für das Ticket bezahlt wer­
den müssen, darf bei den Werbungskos­
ten trotzdem die Entfernungspauschale 
abgezogen werden.

Beispiel: Eine Arbeitnehmerin fährt 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln und ei­
nem solchen Neun­Euro­Ticket drei Mo­
nate lang zur Arbeit (Kosten 27 Euro). Die 
kürzeste (einfache) Entfernung zwischen 
Wohnung und Arbeit (im Fachjargon: 
 erste Tätigkeitsstätte) beträgt 30 Kilome­
ter. Wenn sie eine Steuererklärung für 
2022 abgibt, kann sie für die drei Monate 
Werbungskosten in Höhe von 617 Euro 
geltend machen (63 Tage x 20 km x 0,30 
Euro/km = 378 Euro plus 63 Tage x 
10 km x 0,38 Euro/km = 239,40 Euro), 
obwohl sie nur 27 Euro bezahlt hat.

Lohnsteuerfreibetrag ändern
Hat ein Arbeitnehmer im Jahr 2022 vo­
raussichtlich hohe Werbungskosten, muss 
er nicht bis zur Abgabe der Steuerer­
klärung 2022 irgendwann im Jahr 2023 

Zeitpunkt unklar Die  
Mineralölsteuer auf Benzin 

soll um 30 Cent, auf Diesel 
um 17 Cent/Liter  

verringert werden

FAHRGEMEINSCHAFT So wird gerechnet
Beispiel Herr Müller und Frau Maier sind Kollegen und fuhren an 230 Tagen im Jahr getrennt zur Arbeit (einfa-
che Entfernung 70 km). Sie vereinbaren eine Fahrgemeinschaft, wobei Herr Müller an allen Tagen mit seinem 
Auto fährt.

Herr Müller Frau Maier

Entfernungspauschale für die 
ersten 20 Kilometer

1 380 Euro 1 380 Euro

Entfernungspauschale ab dem 
21. Kilometer (mit den geplanten 
38 Cent/km)

4 370 Euro 4 370 Euro

Gesamt 5 750 Euro 4 500 Euro  
(für den passiven Mitfahrer ist der 

Werbungskostenabzug auf  
4 500 Euro pro Jahr begrenzt)

Fazit Werbungskosten dürfen also auch passive Mitfahrer einer Fahrgemeinschaft geltend machen. Das gilt 
übrigens auch für Ehegatten, die gemeinsam zur Arbeit pendeln.
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warten. Er kann dem Finanzamt diese 
 voraussichtlichen Werbungskosten 2022 
bereits heute in einem Lohnsteuerer­
mäßigungsverfahren 2022 präsentieren. 
In einem amtlichen Formular werden die 
voraussichtlichen Werbungskosten einge­
tragen, das Finanzamt prüft diese und 
setzt dafür einen Lohnsteuerfreibetrag 
2022 fest. Der steuerliche Clou: Der Ar­
beitgeber muss diesen Freibetrag bei Er­
mittlung der monatlichen Lohn steuer be­
rücksichtigen und behält so weniger 
Lohnsteuer ein. Das höhere Nettogehalt 
hilft dabei, die finanziellen Belastungen 
durch die gestiegenen Preise zu kompen­
sieren.

Besonderheit: Zur steuerlichen Entlas­
tung sollen rückwirkend zum 1.1.2022 
der Werbungskostenpauschbetrag von 
derzeit 1 000 Euro auf 1 200 Euro und die 
Entfernungspauschale ab dem 21. Kilo­
meter von 35 Cent auf 38 Cent steigen. 
Aufgrund der höheren Entfernungspau­
schale können Arbeitnehmer mit einer 
einfachen Wegstrecke zur Arbeit von 
mehr als 20 Kilometern einen neuen 
Lohnsteuerfreibetrag 2022 beantragen. 

Energiepauschale Erwerbstätige sol­
len spätestens im September 2022 eine 
einmalige Energiepauschale in Höhe von 
300 Euro bekommen. Diese Pauschale ist 
allerdings einkommensteuerpflichtig. 
Das bedeutet: Zahlt ein Erwerbstätiger 
im Jahr 2022 Steuern, landet die Energie­
pauschale leider nicht vollständig im 
Geldbeutel. Unter Erwerbstätigen ver­
steht die Bundesregierung Selbststän­
dige (Gewerbetreibende, Freiberufler, 

Land­ und Forstwirte), Arbeitnehmer mit 
Lohnsteuerklasse 1 bis 5 und Minijobber. 

Arbeitnehmer im Nebenberuf mit 
Lohnsteuerklasse 6 sollen jedoch nicht 
profitieren. Die Energiepauschale gibt es 
nur einmal, selbst wenn man bei mehre­
ren Arbeitgebern beschäftigt ist. Auszah­
len soll die Pauschale der Arbeitgeber. Bei 
Selbstständigen wird noch nach Wegen 
gesucht, wie sie an die Energiepauschale 
kommen können.

Rentner profitieren nicht von dieser 
Pauschale. Ausnahme: Rentner, die sich 
mit einem Minijob die Rente aufbessern, 
können sich über die Energiepauschale 
von 300 Euro freuen. 

Der Chef als Chauffeur
Für Arbeitnehmer, die mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln nicht zur Arbeit kommen 
und die sich einen vollen Tank kaum mehr 
leisten können, gibt es eine interessante 
Alternative für den Weg zur Arbeit. Der 
Arbeitgeber lässt seine Mitarbeiter abho­
len, zur Arbeit fahren und bringt sie nach 
Feierabend wieder nach Hause. Steuer­
lich spricht man hier von einer Sammel­
beförderung. Dieser Chauffeurdienst ist 
steuerfrei, wenn die Sammelbeförderung 
für betriebliche Zwecke notwendig ist. 
Das funktioniert, wenn die Beförderung 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht 
oder nur mit unverhältnismäßig hohem 
Zeitaufwand möglich ist oder weil der  
Arbeitsablauf eine gleichzeitige Arbeits­
aufnahme der beförderten Arbeitnehmer 
erfordert. Einziger Nachteil der Sammel­
beförderung: Für die Fahrten zur Arbeit 

dürfen keine Werbungskosten im Rahmen 
der Entfernungspauschale geltend ge­
macht werden. 

Dienstfahrrad Eine weitere Alterna­
tive zum Auto ist der Umstieg auf ein Elek­
trofahrrad. Um mit dem Fahrrad zur 
 Arbeit zu pendeln, müssen Arbeitnehmer 
aber nicht extra ein Fahrrad kaufen. Man 
kann seinen Arbeitgeber bitten, ein Elek­
trofahrrad zu kaufen. Stellt der Arbeitge­
ber seinen Mitarbeitern ein solches be­
triebliches Elektrofahrrad zur Verfügung, 
ist das unter bestimmten Bedingungen 
steuerfrei. Wichtigste Voraussetzung: Das 
Elektrofahrrad muss zusätzlich zum oh­
nehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt 
werden. Gut zu wissen: Lohnsteuer fällt 
bei einem Firmenfahrrad selbst dann 
nicht an, wenn dieses Fahrrad zu 100 Pro­
zent privat genutzt wird. 

Für die Fahrt mit dem Fahrrad zur 
 Arbeit kann der Arbeitnehmer die Ent­
fernungspauschale als Werbungskosten 
geltend machen. 

ENERGIEKOSTEN & STEUERN

Investition Solarkollektoren 
auf dem Dach dürften sich  
wegen der steigenden Strom-
preise oft schnell auszahlen

PHOTOVOLTAIKANLAGE Mit Planung sparen
Beispiel Das Ehepaar Huber plant im Jahr 2024 die Installation einer Photovoltaikanlage auf dem Dach ihres Eigen-
heims. Kosten ohne Umsatzsteuer 24 000 Euro. Der Strom soll gegen Vergütung ins Netz eines Energieunterneh-
mens eingespeist werden. Das zu versteuernde Einkommen 2022 des Ehepaars Huber beträgt 60 000 Euro.

Zu versteuerndes Einkommen 2022 bisher 60 000 Euro

Steuern bisher 10 040 Euro

Investitionsabzugsbetrag für geplanten Kauf der Photovoltaikanlage 
(50 % von 24 000 Euro für 2022)

12 000 Euro

Zu versteuerndes Einkommen 2022 neu 48 000 Euro

Steuern neu 6 566 Euro

Steuerersparnis 2022 durch die bloße Planung der Installation einer 
Photovoltaikanlage 

3 474 Euro

Fazit Betreiber einer Photovoltaikanlage dürfen bereits im Jahr der Planung des Kaufs einer Photovoltaikanlage 
50 % der voraussichtlichen Netto-Anschaffungskosten als Betriebsausgaben geltend machen, wenn der 
Kauf innerhalb der nächsten drei Jahre geplant ist. Diese Betriebsausgaben dürfen steuersparend mit anderen  
Einkünften wie Arbeitslohn oder Gewinnen aus einer selbstständigen Tätigkeit verrechnet werden.
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Jobticket Arbeitgeberleistungen für 
Fahrten des Arbeitnehmers mit öffent­
lichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr 
zwischen Wohnung und der Arbeitsstät­
te sind steuerfrei. Voraussetzung dafür ist 
 allerdings, dass das Jobticket zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
geleistet wird. Begünstigt sind Arbeitge­
berleistungen in Form von unentgeltli­
chen oder verbilligt überlassenen Fahrbe­
rechtigungen oder Zuschüsse (Barlohn) 
zu den vom Arbeitnehmer selbst gekauf­
ten Tickets für öffentliche Verkehrsmittel.

Steuererleichterungen Geplant ist 
rückwirkend zum 1.1.2022 die Erhöhung 
des Arbeitnehmer­Pauschbetrags von 
1 000 Euro auf 1 200 Euro. Diesen Betrag 
zieht der Fiskus bei allen Arbeitnehmern 
ab, selbst wenn sie keinen Cent Wer­
bungskosten haben. Auch der Grundfrei­
betrag soll von 9 984 Euro auf 10 347 Euro 
erhöht werden. Beide Erhöhungen wirken 
sich auf die monatliche Lohnsteuer aus. 
Sollte die Anhebung zum 1.7.2022 in 
Kraft treten, hat der Chef für sechs Mo nate 
zu hohe Lohnsteuern einbehalten. Bitten 
Sie ihn, die zu viel bezahlten Steuern 
 zurückzuzahlen. Weigert er sich, können 
Sie die zu viel gezahlten Steuern mit der 
Steuererklärung zurückholen. 

Einbau Holzofen  
Lassen sie sich daheim  einen 
Holzofen einbauen, können 
Steuerzahler den Fiskus an 
den Kosten für die Arbeitsleis­
tung beteiligen. In der Steuer­
erklärung kann dafür eine 
Steueranrechnung für haus­
haltsnahe Dienstleistungen 
beantragt werden. Die Steuer­
anrechnung beträgt 20 Pro­
zent der Arbeitsleistung, 
 maximal 1 200 Euro im Jahr.

Heizungstausch  
Wer seine Heizung tauscht, 
hat mehrere Möglichkeiten, 
seine Kosten zu senken. 
 Entweder er beantragt eine 
Förderung der KfW, oder er 
macht eine Steueranrechnung 

geltend. Eine Steuerermäßi­
gung für energetisches Sanie­
ren nach § 35c EStG bringt in 
der Regel am meisten. Hier 
beteiligt sich der Fiskus an 
den Kosten mit 20 Prozent, 
maximal jedoch 40 000 Euro. 
Die Steueranrechnung erfolgt 
über drei Jahre verteilt. Liegen 
die Voraussetzungen für eine 
Steueranrechnung für ener­

getisches Sanieren nicht vor, 
kann zumindest die Steuer­
anrechnung für Handwerker­
leistungen in Höhe von 
20 Prozent der Arbeitsleis­
tung,  maximal 1 200 Euro 
pro Jahr, beantragt werden. 
 Achtung: Wird eine KfW­ 
Förderung in Anspruch 
 genommen, scheidet eine 
Steueranrechnung aus.

Photovoltaik  
Wer in der Zeit von 2023 bis 
2025 eine Photovoltaikanlage 
auf dem Dach plant, kann 
 heute schon Steuern sparen. 
Denn soll der Strom später 
gegen Vergütung ins Netz 
 eines Stromanbieters einge­
speist werden, wird der Anla­
genbetreiber steuerlich zu 
einem Unternehmer. Er kann – 
für Investitionen innerhalb der 
nächsten drei Jahre – im Jahr 
der Planung 50 Prozent der 
voraussichtlichen Netto­ 
Investitionskosten steuerlich 
geltend machen (siehe Bei­
spielrechnung oben links).

RUND UM DAS EIGENHEIM So können Sie auch sparen

Beratung Nehmen Sie sich 
genügend Zeit für die Planung



GASTBEITRAG

A 
ll diese Themen haben hand­
feste wirtschaftliche Konse­
quenzen. Und so braut sich ein 
Sturm aus Inflation, steigenden 

Zinsen, Versorgungsknappheit wesent­
licher wirtschaftlicher Güter und Aus­
wirkungen eines Handelsembargos zu­
sammen. 

Und dies wiederum geschieht vor dem 
Hintergrund von Herausforderungen, an 
die wir uns schon fast gewöhnt haben: 
Knappheit von Immobilien für Mieter und 
Käufer, Klimawandel und auch die damit 
verbundene Notwendigkeit von Nachhal­
tigkeit bei Finanzthemen sowie natürlich 
immer noch Corona. 

Dachten wir noch 2020, dass Finanz­
berater bis zum Äußersten gefordert wur­
den, um Orientierung zu geben – so ist 
diese Aufgabe nun zwei Jahre später noch 
mal deutlich anspruchsvoller.

Beratungsbedarf wächst
All dies spiegelt sich in den Suchen bei 
WhoFinance, Deutschlands führendem 
Marktplatz für Finanzberatung, wider. 
Zuallererst gibt es einen massiven Anstieg 
bei den Suchen nach Finanzberatung. Auf 
WhoFinance ist die Anzahl der Suchen 
nach Beratung seit Beginn der Ukraine­

Gesprächsbedarf Nachfrage nach Beratung um 50 Prozent gestiegen 

Krise um rund 50 Prozent gestiegen. Da­
bei sind nach wie vor Baufinanzierung 
und Geldanlage gefragt. Beim Thema 
Baufinanzierung haben die steigenden 
Zinsen und das Hin und Her bei der KfW­
Förderung für einen gewaltigen Anstieg 
des Beratungsbedarfs gesorgt. Bei der 

Geldanlage steigt die Nachfrage nach 
 Inflationsschutz und Risikomanagement. 
Kunden wollen konkret wissen, welche 
ihrer Geldanlagen durch Versorgungs­
knappheit und ein Handelsembargo be­
einträchtigt werden. 

Mehr Wertschätzung
Nicht nur in den Suchen auf WhoFinance 
finden sich die Sorgen der Kunden wie­
der. Auch bei den Bewertungen sieht 
man, wie sehr Kunden Orientierung bei 
Finanzberatung suchen. Gute Finanz­
beratung wurde wohl noch nie so wert­
geschätzt wie heute. 

Falls Sie es also noch nicht geplant 
 haben, ist das vielleicht ein guter Anlass, 
um wieder einmal qualifizierte Beratung 
in Anspruch zu nehmen. 

Von Mustafa Behan

WAS IST GEFRAGT? Immobilienfinanzierungen weit vorn
2. Quartal 2022 1. Quartal 2021 Differenz in Prozent

Baufinanzierung und Immobilien 52,4 % 41,8 % + 25,2 %

Geldanlage 18,6 % 21,1 % – 11,6 %

Versicherung 7,4 % 10,6 % – 30,8 %

Altersvorsorge 5,7 % 9,7 % – 41,2 %

Konto & Kredit 5,7 % 8,3 % – 31,4 %

Private Krankenversicherung 4,9 % 3,0 % + 60,3 %

Berufsunfähigkeitsversicherung 2,0 % 1,8 % + 13,1 %

Für Geschäftskunden 1,6 % 2,2 % – 29,3 %

Betriebliche Altersvorsorge 1,7 % 1,3 % + 31,4 %
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GASTBEITRAG

A 
ll diese Themen haben hand­
feste wirtschaftliche Konse­
quenzen. Und so braut sich ein 
Sturm aus Inflation, steigenden 

Zinsen, Versorgungsknappheit wesent­
licher wirtschaftlicher Güter und Aus­
wirkungen eines Handelsembargos zu­
sammen. 

Und dies wiederum geschieht vor dem 
Hintergrund von Herausforderungen, an 
die wir uns schon fast gewöhnt haben: 
Knappheit von Immobilien für Mieter und 
Käufer, Klimawandel und auch die damit 
verbundene Notwendigkeit von Nachhal­
tigkeit bei Finanzthemen sowie natürlich 
immer noch Corona. 

Dachten wir noch 2020, dass Finanz­
berater bis zum Äußersten gefordert wur­
den, um Orientierung zu geben – so ist 
diese Aufgabe nun zwei Jahre später noch 
mal deutlich anspruchsvoller.

Beratungsbedarf wächst
All dies spiegelt sich in den Suchen bei 
WhoFinance, Deutschlands führendem 
Marktplatz für Finanzberatung, wider. 
Zuallererst gibt es einen massiven Anstieg 
bei den Suchen nach Finanzberatung. Auf 
WhoFinance ist die Anzahl der Suchen 
nach Beratung seit Beginn der Ukraine­

Gesprächsbedarf Nachfrage nach Beratung um 50 Prozent gestiegen 

Krise um rund 50 Prozent gestiegen. Da­
bei sind nach wie vor Baufinanzierung 
und Geldanlage gefragt. Beim Thema 
Baufinanzierung haben die steigenden 
Zinsen und das Hin und Her bei der KfW­
Förderung für einen gewaltigen Anstieg 
des Beratungsbedarfs gesorgt. Bei der 

Geldanlage steigt die Nachfrage nach 
 Inflationsschutz und Risikomanagement. 
Kunden wollen konkret wissen, welche 
ihrer Geldanlagen durch Versorgungs­
knappheit und ein Handelsembargo be­
einträchtigt werden. 

Mehr Wertschätzung
Nicht nur in den Suchen auf WhoFinance 
finden sich die Sorgen der Kunden wie­
der. Auch bei den Bewertungen sieht 
man, wie sehr Kunden Orientierung bei 
Finanzberatung suchen. Gute Finanz­
beratung wurde wohl noch nie so wert­
geschätzt wie heute. 

Falls Sie es also noch nicht geplant 
 haben, ist das vielleicht ein guter Anlass, 
um wieder einmal qualifizierte Beratung 
in Anspruch zu nehmen. 

Von Mustafa Behan

WAS IST GEFRAGT? Immobilienfinanzierungen weit vorn
2. Quartal 2022 1. Quartal 2021 Differenz in Prozent
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Manchmal habe ich das Gefühl, dass 
wir Menschen uns selbst abschaffen, 

wenn wir weiterhin nicht im 
Einklang mit der Natur leben. 

In ‚König der Löwen‘ 
beschreibt der ‚Circle of 

Life‘, wie alles 
miteinander verbunden 

ist. So sind auch die 
Bienen wichtiger 

Bestandteil des 
natürlichen 

Kreislaufs, den wir 
schützen müssen. 

Jetzt.

Steven Gätjen,
Fernsehmoderator

#beebetter
Werden Sie Teil der großen Initiative zum Schutz der Wildbienen.
Weitere Informationen auf beebetter.de



Ab 
50 Jahren.

Darm-Check 
durchführen lassen. 

Arzt anrufen.
Termin ausmachen.

FÜR DEINE GESUNDHEIT GIBT 
ES KEIN BESSERES ANGEBOT!

Für alle ab 50 Jahren: Der kostenlose Darm-Check. 
Damit du gesund bleibst. Und keinen Darmkrebs bekommst.

Frag Deinen Arzt.

#DEAL�DEINES�LEBENS
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